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Schwerpunktbereichsklausur: Neptune’s Navy* 
 
Von Wiss. Mitarbeiter Valentin Schatz, Stud. Hilfskraft Leon Heuschen, Trier** 
 
 
Die Klausur behandelt – vor dem Hintergrund eines im Jahr 
2017 neu gegründeten seevölkerrechtlichen Moot Courts – 
schwerpunktmäßig das Seevölkerrecht, darunter eine Prü-
fung der Zulässigkeit und Begründetheit einer SRÜ-Schieds- 
klage. Der materielle Teil der Klausur widmet sich aktuellen 
Rechtsfragen zum Thema Piraterie sowie der Prüfung eines 
Anspruches auf Schadensersatz für das unrechtmäßige Auf-
bringen von Schiffen auf der hohen See.  
 
Vorbemerkung: Die neue ILOS Moot Court Competition 
Am 26.6.2017 hat das an der Universität Utrecht angesiedelte 
Netherlands Institute for the Law of the Sea (NILOS)1 die 
Gründung eines neuen Moot Courts im Seevölkerrecht be-
kanntgegeben.2 Der neue Moot Court soll den Namen „Inter-
national Law of the Sea (ILOS) Moot Court Competition“ 
tragen und erstmalig im Mai 2019 in Utrecht stattfinden. 
Damit reklamieren die Niederlande neben der von der Uni-
versität Leiden in Den Haag ausgerichteten Telders Internati-
onal Law Moot Court Competition3 nun einen weiteren völ-
kerrechtlichen Moot Court für sich. Wie üblich steht die Teil- 
nahme auch ausländischen Universitäten offen. Trotz der in- 
zwischen deutlich angewachsenen Zahl von völkerrechtlichen 
Moot Courts besetzt der ILOS Moot Court eine eigene Ni-
sche.4 Bislang gab es noch keinen dezidiert seevölkerrechtli-
chen Moot Court. Das ist keineswegs selbstverständlich, 
existieren doch mittlerweile selbst für Bereiche des Völker-
rechts Moot Courts, die in der Realität noch nie Gegenstand 
von Verfahren vor der internationalen Gerichtsbarkeit ge-

                                                             
* Eine frühere Fassung des materiellen Teils des Falles war 
im Sommersemester 2014 Gegenstand einer Abschluss-
klausur im Schwerpunktbereich „Europäisches und Internati-
onales Recht“ an der Universität Trier. 
** Der Verf. Schatz ist Wiss. Mitarbeiter und Doktorand am 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Völker- und 
Europarecht (Prof. Dr. Alexander Proelß) an der Universität 
Trier. Der Verf. Heuschen ist Stud. Hilfskraft am Lehrstuhl 
für deutsches und ausländisches öffentliches Recht, Staats-
kirchenrecht und Völkerrecht (Prof. Dr. Antje v. Ungern-
Sternberg) der Universität Trier. Besonderer Dank für wert-
volle Anmerkungen gilt Tobias Hofmann, Wiss. Hilfskraft 
mit Abschluss und Doktorand am Lehrstuhl für Öffentliches 
Recht, insbesondere Völker- und Europarecht (Prof. Dr. 
Alexander Proelß) an der Universität Trier. 
1 https://www.uu.nl/en/netherlands-institute-for-the-law-of-
the-sea-nilos (7.1.2018). 
2 https://www.uu.nl/en/news/law-of-the-sea-moot-court-
competition (7.1.2018). 
3 http://teldersmoot.com/ (7.1.2018). 
4 Die International Law Students Association (ILSA) führt 
auf ihrer Webseite 38 internationale Moot Courts auf, von 
denen bis auf wenige Ausnahmen alle thematisch in ver-
schiedenen Bereichen des Völkerrechts anzusiedeln sind. 
Abrufbar unter https://www.ilsa.org/listings/intlmoots.php 
(7.1.2018). 

worden sind.5 Dass es sich beim Seevölkerrecht aber um alles 
andere als eine marginalisierte Randmaterie des Völkerrechts 
handelt, kann man bereits daran sehen, dass in den vergange-
nen Jahren mehrfach seevölkerrechtliche Fragen im Rahmen 
existierender Moot Courts verhandelt wurden.6 

Diese Entwicklung deckt sich mit der großen und weiter 
wachsenden Bedeutung des Seevölkerrechts in der Praxis der 
internationalen Gerichtsbarkeit. Die Liste der Verfahren, mit 
denen der internationale Seegerichtshof (ISeeGH) seit seiner 
Schaffung im SRÜ befasst wurde, ist mittlerweile auf 25 
angestiegen.7 Die meisten bedeutenden Hauptsacheverfahren 
werden vor nach Anlage VII des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen von 1982 (SRÜ) konstituierten 
Schiedsgerichten verhandelt. Nach aktuellem Stand wurden 
allein in den 2000er Jahren 17 Fälle vor solchen Schiedsge-
richten anhängig gemacht, also immerhin ein Fall pro Jahr.8 

Der Trend, Streitigkeiten im Rahmen des Streitbeile-
gungsmechanismus von Teil XV des SRÜ auszutragen, kann 
nicht von den etablierten Moot Courts aufgefangen werden, 
die überwiegend Verfahren vor dem IGH simulieren. Teil XV 
des SRÜ erlebt gerade deshalb einen Aufschwung, weil es 
sich hierbei im Gegensatz zum IGH-Statut um einen obliga-
torischen Streitbeilegungsmechanismus handelt, von dem 
sich SRÜ-Vertragsstaaten nur durch einen Austritt aus dem 
SRÜ insgesamt lösen können. Auch aus diesem Grund ge-
winnen (Grund-) Kenntnisse von Teil XV des SRÜ zuneh-
mend an Bedeutung. Die Schaffung eines eigenständigen see-
völkerrechtlichen Moot Courts ist also zu begrüßen. In der 
Ausbildungsliteratur fristet das Seevölkerrecht gleichwohl 
nach wie vor ein vergleichsweise tristes Dasein. Soweit er-
sichtlich findet sich immerhin ein veröffentlichter Klausur-
fall, in dem auch die Zulässigkeit eines Verfahrens vor dem 
ISeeGH geprüft wird.9 Da im Rahmen der ILOS Moot Court 
Competition aber nicht nur vor dem ISeeGH und dem IGH 
verhandelt werden können, sondern auch vor Schiedsgerich-
ten nach Anlage VII des SRÜ, prüft der nachfolgende Klau-
                                                             
5 Ein Beispiel hierfür ist die Manfred Lachs Space Law Moot 
Court Competition, im Rahmen derer Fragen des Weltraum-
rechts vor dem IGH verhandelt werden. Abrufbar unter  
http://iislweb.org/lachs_moot/ (7.1.2018). 
6 Beispiele sind der Jessup 2014 (The Case Concerning  
Certain Activities within the Malachi Gap, 
https://www.ilsa.org/jessup/jessup14/Compromis.pdf  
[7.1.2018]), der Jessup 2018 (The Case Concerning the Egart 
and the Ibra, abrufbar unter 
https://www.ilsa.org/jessup/jessup18/2018JessupProblem.pdf 
[7.1.2018]) und der Telders 2015 (The Faranian Shark-
Finning Dispute, abrufbar unter 
http://teldersmoot.com/wp-content/uploads/2015/11/Telders-
Review-Report-2015-new.pdf [7.1.2018]). 
7 Die Liste findet sich unter 
https://www.itlos.org/cases/list-of-cases/ (7.1.2018). 
8 Hiervon führten aber mehrere Verfahren nicht zu einer 
Entscheidung. 
9 König/Neumann, Jura 2011, 878. 
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surfall neben dem materiellen Seevölkerrecht auch die Zuläs-
sigkeit einer solchen Schiedsklage. 
 
Sachverhalt 
Der Pazifikstaat Ahab hat dem privaten „Institut für Wal-
forschung“ (InWaFo) eine Genehmigung erteilt, im Sommer 
2017 auf der hohen See nahe der Antarktis Walfang zu wis-
senschaftlichen Zwecken zu betreiben. Die Flotte des InWa-
Fo besteht aus Fangschiffen, die unter der Flagge von Ahab 
registriert sind. Als die Fangflotte des InWaFo unter der 
Führung der MV Maru Maru im Juli 2017 gerade eine Schule 
von Zwergwalen verfolgt, erscheint die MY Paul Watson, ein 
Schiff der nichtstaatlichen Umweltschutzorganisation Nep-
tune’s Navy, das unter der Flagge des Staates Poseidonien 
registriert ist. Die Mitglieder von Neptune’s Navy, bei denen 
es sich um Aktivisten verschiedener Nationalitäten handelt, 
haben sich dem Schutz der Meeresumwelt und insbesondere 
auch dem Schutz der Wale verschrieben. Nach Ansicht von 
Neptune’s Navy nimmt die Staatengemeinschaft ihre völker-
rechtlichen Verpflichtungen zum Schutz der Meere nicht 
hinreichend wahr, weshalb auch NGOs dazu berufen seien, 
die Wale zu schützen. Mit ihren Aktionen wollen die Aktivis-
ten die öffentliche Aufmerksamkeit auf das Problem des 
Walfanges lenken, wovon wiederum auch die Spendengelder 
abhängen, mit denen Neptune’s Navy seine Schiffe und  
Besatzungen finanziert. Der Besatzung der MY Paul Watson 
gelingt es nach einiger Zeit, die Schiffsschraube der MV  
Maru Maru mit hierzu bestimmten Vorrichtungen (sog. „pro-
peller foulers“) zu beschädigen und das Schiff so vorüberge-
hend manövrierunfähig zu machen. Die MV Maru Maru 
muss daraufhin für mehrere Stunden ihre Walfangaktivitäten 
unterbrechen und entgeht mehrfach nur knapp einer Kollision 
mit Eisbergen. 

Kurz darauf erreicht die Fregatte der ahabischen Marine 
FS Floréal, die aufgrund eines zuvor abgesetzten Notrufs der 
MV Maru Maru eine Übung in der Nähe abgebrochen hat, 
den Ort des Geschehens. Der Kapitän der FS Floréal zögert 
nicht lange und gibt den Befehl, die MY Paul Watson wegen 
„Piraterie“ aufzubringen. Bei dem hierfür durchgeführten 
Manöver kommt es zu einer Kollision, bei der die MY Paul 
Watson schwer beschädigt wird. Spezialkräfte von Ahab 
betreten daraufhin die MY Paul Watson und setzen das Schiff 
mitsamt allen Besatzungsmitgliedern fest. Neptune’s Navy 
klagt daraufhin vor dem zuständigen ahabischen Gericht 
gegen die Maßnahmen, die gegen die MY Paul Watson und 
ihre Besatzung ergriffen wurden. Das Gericht teilt jedoch 
bereits bei Prozessbeginn mit, dass aufgrund der Überlastung 
der ahabischen Gerichtsbarkeit und der „niedrigen Priorität 
der Sache“ mit einer Prozessdauer von bis zu 10 Jahren zu 
rechnen sei. 

Die poseidonische Regierung ist über die „folgenschwere 
Missachtung der Freiheit der Schifffahrt“ durch die FS 
Floréal empört. Allein Poseidonien stehe in diesem Fall die 
Ausübung von Hoheitsgewalt über die MY Paul Watson zu. 
Daher verlangt nun auch Poseidonien die Freigabe der MY 
Paul Watson und ihrer Besatzungsmitglieder. Zudem verlangt 
Poseidonien von Ahab Schadensersatz für die an der MY 
Paul Watson entstandenen Schäden, welche von unabhängi-

gen Fachleuten auf 1.000.000 USD beziffert werden. Ahab 
hält dem entgegen, dass es sich bei dem Angriff der MY Paul 
Watson auf die MV Maru Maru um einen „Akt der Piraterie“ 
gehandelt habe, der von der gesamten Staatengemeinschaft 
geahndet werden könne. Und selbst wenn ein Anspruch auf 
Schadensersatz bestünde, so stünde dieser jedenfalls nicht 
Poseidonien, sondern Neptune’s Navy zu. 
 
Aufgabe 
Beurteilen Sie die Erfolgsaussichten einer gemäß dem Streit-
beilegungsmechanismus des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen von 1982 (SRÜ, abgedruckt in Sartorius 
II, Nr. 350) erhobenen Klage Poseidoniens gegen Ahab auf 
Freigabe der MY Paul Watson und ihrer Besatzungsmitglie-
der sowie auf Schadensersatz. 
 
Bearbeitervermerk 
Ahab und Poseidonien haben das SRÜ und das Wiener Über-
einkommen über das Recht der Verträge von 1969 (WVK, 
Sartorius II, Nr. 320) ratifiziert. Während Ahab gem. Art. 287 
Abs. 1 SRÜ den internationalen Seegerichtshof (ISeeGH) als 
bevorzugtes Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten aus-
gewählt hat, hat sich Poseidonien für den Internationalen  
Gerichtshof (IGH) entschieden. 
 
Lösungsvorschlag 
Eine Klage Poseidoniens gegen Ahab auf die Freigabe der 
MY Paul Watson und ihrer Besatzungsmitglieder sowie auf 
Schadensersatz hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig 
und begründet ist. 
 
A. Zulässigkeit 
I. Zuständigkeit („jurisdiction“) 
1. Zugang zur SRÜ-Gerichtsbarkeit 
Der durch Teil XV des SRÜ errichtete obligatorische Streit-
beilegungsmechanismus müsste Ahab und Poseidonien offen 
stehen. Dies ist gem. Art. 279 ff. SRÜ der Fall, wenn die 
beiden Staaten Vertragsparteien des SRÜ10 oder eines ande-
ren völkerrechtlichen Vertrages sind, der auf Teil XV ver-
weist.11 Ersteres ist der Fall, weshalb hier der Zugang zur 
SRÜ-Gerichtsbarkeit eröffnet ist. 
 
2. Sachliche Zuständigkeit („jurisdiction ratione materiae“) 
Des Weiteren müsste die vorliegende Streitigkeit in die sach-
liche Zuständigkeit im Rahmen von Teil XV des SRÜ fallen. 
Gem. Art. 288 Abs. 1 SRÜ besteht eine sachliche Zuständig-
keit für alle Streitigkeiten über die Auslegung und Anwen-
dung des SRÜ.12 Eine „Streitigkeit“ ist eine Meinungsver-
schiedenheit über Tatsachen oder Rechtsauffassungen, bei 
der die Behauptung einer Streitpartei aktiv von der anderen 

                                                             
10 Vgl. Art. 288 Abs. 1 SRÜ und Art. 20 Abs. 1 Anlage VI. 
11 Vgl. Art. 288 Abs. 1 SRÜ und Art. 20 Abs. 2 Anlage VI. 
12 Vgl. hierzu auch Wolfrum, in: Graf Vitzthum, Handbuch 
des Seerechts, 2006, Kap. 6 Rn. 27. 
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Streitpartei bestritten wird.13 Ahab und Poseidonien vertreten 
gegensätzliche Auffassungen bezüglich der rechtlichen Ver-
einbarkeit des Aufbringens der MY Paul Watson einschließ-
lich der Verhaftung der Besatzungsmitglieder mit Verpflich-
tungen aus dem SRÜ sowie bezüglich des Bestehens bzw. 
Nichtbestehens eines Schadensersatzanspruches wegen der 
Schäden an der MY Paul Watson. Im Kern ist also die Ausle-
gung und Anwendung der Art. 87, 92, 101 ff. und 110 SRÜ 
zwischen den Parteien strittig. Damit liegt eine Streitigkeit im 
Sinne des Art. 288 Abs. 1 SRÜ vor, für die eine sachliche 
Zuständigkeit nach Teil XV des SRÜ gegeben ist.14 
 
3. Zuständiges (Schieds-) Gericht 
Darüber hinaus ist zu klären, welches der in Teil XV vorge-
sehenen (Schieds-) Gerichte für die vorliegende Streitigkeit 
zuständig ist. Streitigkeiten, die – wie von Art. 280 SRÜ 
ausdrücklich erlaubt – einvernehmlich durch friedliche Mittel 
eigener Wahl beigelegt wurden, können im Rahmen des ob- 
ligatorischen Streitbeilegungsmechanismus klageweise beige-
legt werden. Art. 287 Abs. 1 SRÜ bietet den Vertragsparteien 
die Möglichkeit, bei Beitritt zum SRÜ (oder zu einem späte-
ren Zeitpunkt) durch schriftliche Erklärung eines der folgen-
den vier Streitbeilegungsmittel zu wählen: den ISeeGH, den 
IGH, ein Schiedsgericht nach Anlage VII oder ein besonderes 
Schiedsgericht nach Anlage VIII. Auch die Wahl mehrerer 
(oder aller) Streitbeilegungsmittel in verschiedenen Kombi-
nationen ist möglich.15 Hat eine Vertragspartei keine Erklä-
rung nach Art. 287 Abs. 1 SRÜ abgegeben, die die betreffen-
de Streitigkeit erfasst, so wird gem. Art. 287 Abs. 3 SRÜ ver- 
mutet, dass sie insoweit ein Schiedsgericht nach Anlage VII 
ausgewählt hat. Wenn beide Streitparteien für die betreffende 
Streitigkeit dasselbe Streitbeilegungsmittel ausgewählt haben, 
ist nach Art. 287 Abs. 4 SRÜ die Klage vor diesem (Schieds-) 
Gericht zu erheben, wenn sich die Streitparteien nicht auf ein 
anderes Streitbeilegungsmittel verständigen. Für den Fall, 

                                                             
13 ITLOS, Order v. 27.8.1999 (New Zealand v. Japan; Aust-
ralia v. Japan – Southern Bluefin Tuna Cases [Provisional 
Measures]) = ITLOS Case Nr. 3 & 4, Rn. 44 unter Verweis 
auf PCIJ, Urt. v. 30.8.1924 (Greece v. United Kingdom – The 
Mavrommatis Palestine Concession Case [Objection to the 
Jurisdiction of the Court]) = PCIJ Series A Nr. 2, 7 (11); ICJ, 
Urt. v. 21.12.1962 – ICJ GL Nos 46 & 47 (Ethiopia v. South 
Africa; Liberia v. South Africa – South West Africa Cases 
[Preliminary objections]) = ICJ Rep. 1962, 319 (328); 
ITLOS, Order v. 24.8.2015 (Italy v. India – The „Enrica 
Lexie“ Incident [Provisional Measures]) = ITLOS, Case Nr. 
24, Rn. 53. 
14 Für vergleichbare Fälle, siehe ITLOS, Order v. 22.11.2013 
(Kingdom of the Netherlands v. Russian Federation – The 
„Arctic Sunrise“ Case [Provisional Measures]) = ITLOS 
Case Nr. 22, Rn. 66 ff.; PCA, Urt. v. 14.8.2015 – PCA Case 
Nr. 2014-02 (Netherlands v. Russia – The Arctic Sunrise 
Arbitration [Award on the Merits]), Rn. 143-148, 401; 
ITLOS, Order v. 24.8.2015 = ITLOS, Case Nr. 24, Rn. 48 ff., 
54. 
15 Treves, in: Proelss, United Nations Convention on the Law 
of the Sea: A Commentary (UNCLOS), 2017, Art. 287 Rn. 5. 

dass keine übereinstimmenden Erklärungen abgegeben wur-
den, begründet Art. 287 Abs. 5 SRÜ die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts nach Anlage VII des SRÜ. Hier haben Po-
seidonien und Ahab unterschiedliche Streitbeilegungsmittel 
gewählt, nämlich den IGH bzw. den ISeeGH. Somit ist hier 
grundsätzlich ein Schiedsgericht nach Anlage VII des SRÜ 
zuständig. 

Etwas anderes gilt allerdings dann, wenn für die vorlie-
gende Streitigkeit eine Sonderzuständigkeit des ISeeGH 
gegeben ist. In diesem Fall wäre die Klage vor dem ISeeGH 
zu erheben. Für die „Freigabe“ der MY Paul Watson und 
ihrer Besatzung könnte Art. 292 SRÜ einschlägig sein, der 
eine Zuständigkeit des ISeeGH für Entscheidungen über die 
sofortige Freigabe von Schiffen und Besatzungen vorsieht. 
Dieser vom Wortlaut des Titels der Vorschrift erweckte Ein-
druck täuscht allerdings. Art. 292 SRÜ greift ausweislich sei-
nes ersten Absatzes nur bei der Geltendmachung einer aus-
drücklich im SRÜ verankerten „Pflicht zur sofortigen Freiga-
be“ (vgl. etwa Art. 73 Abs. 2 SRÜ für die Festnahme von 
Schiffen bei der Durchsetzung des Fischereirechts in der 
ausschließlichen Wirtschaftszone [AWZ]).16 Eine solche 
Regelung existiert aber nicht für das Aufbringen von Schiffen 
bei Verdacht auf Piraterie. Somit ist Art. 292 SRÜ bereits 
nicht einschlägig. Darüber hinaus begründet Art. 292 SRÜ 
auch keine ausschließliche Sonderzuständigkeit des ISeeGH, 
sondern lediglich ein zusätzliches und in der Praxis auch 
häufig genutztes, beschleunigtes Verfahren zur Durchsetzung 
ausdrücklicher normierter Freigabepflichten.17 Mangels Son-
derzuständigkeit des ISeeGH greift somit die allgemeine Zu- 
ständigkeitsregelung des Art. 287 SRÜ. Folglich ist die Klage 
vor einem Schiedsgericht nach Anlage VII zu erheben. 
 

Hinweis: Eine ausschließliche Sonderzuständigkeit des 
ISeeGH (bzw. seiner Kammer für Meeresbodenstreitig-
keiten) besteht für Streitigkeiten, die Tätigkeiten im „Ge-
biet“, also auf dem Meeresboden jenseits staatlicher Ho-
heitsgewalt (vgl. Art. 1 Abs. 1 und Teil XI des SRÜ) be-
treffen (vgl. Art. 186 ff., 287 Abs. 2 SRÜ). 

 
II. Zulässigkeit („admissibility“) 
1. Klagebefugnis („standing“ bzw. „locus standi“) 
Poseidonien müsste in Anbetracht der ausdrücklichen Rüge 
Ahabs, die geltend gemachten Ansprüche stünden allenfalls 
Neptune’s Navy, nicht aber Poseidonien zu, klagebefugt sein. 
Dies ist der Fall, wenn Poseidonien ein eigenes rechtliches 
Interesse („legal interest“), d.h. die Verletzung einer eigenen 
subjektiven Rechtsposition in Bezug auf alle geltend gemach-
ten Ansprüche, darlegen kann.18 
 
 
 
 
                                                             
16 Treves (Fn. 15), Art. 292 Rn. 13 f. 
17 Treves (Fn. 15), Art. 292 Rn. 1. 
18 ICJ, Urt. v. 18.7.1966 – ICJ GL Nos 46 & 47 (Ethiopia v. 
South Africa; Liberia v. South Africa – South West Africa 
Cases [Second Phase]) = ICJ Rep. 1966, 6 Rn. 51. 
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a) Anspruch auf Freigabe der MY Paul Watson und Freilas-
sung der Besatzung 
Zunächst müsste Poseidonien ein eigenes rechtliches Interes-
se im Hinblick auf den geltend gemachten Anspruch auf 
Freigabe der MY Paul Watson und die Freilassung der Besat-
zung des Schiffes haben. Hierfür macht Poseidonien Verlet-
zungen seiner Freiheit der Schifffahrt in der hohen See (vgl. 
Art. 87 Abs. 1 lit. a SRÜ) bzw. seiner hieraus abgeleiteten 
ausschließlichen Hoheitsgewalt als Flaggenstaat der MY Paul 
Watson (vgl. Art. 92 Abs. 1 SRÜ) geltend.19 Hierbei handelt 
es sich jeweils um eigene Rechte des Flaggenstaates aus dem 
SRÜ.20 Fraglich ist, wie es sich auswirkt, dass sich Ahabs 
Maßnahmen gegen die Besatzung eines privaten Schiffes 
richteten, bei der es sich um Privatpersonen unterschiedlicher 
Nationalität handelt. Hierzu ist anzumerken, dass sich die 
Hoheitsgewalt des Flaggenstaates nach ständiger Rechtspre-
chung der SRÜ-Gerichtsbarkeit grundsätzlich nicht nur auf 
das Schiff erstreckt, sondern auch unabhängig von ihrer Nati-
onalität auf alle Personen an Bord sowie auf den Schiffs-
eigner und alle anderen Personen mit einem Interesse an den 
Aktivitäten des Schiffes „als Einheit“.21 Es handelt sich letzt-
lich also auch in solchen Fällen um eine Geltendmachung 
eigener Ansprüche des Flaggenstaates, für die eine Klage-
befugnis desselben besteht.22 Poseidonien ist somit klage-
befugt. 

                                                             
19 Nicht überzeugend ist es, Art. 92 SRÜ zu übergehen und 
die Eingriffsbefugnis des Art. 110 SRÜ als Verbot zu deuten, 
mit der Folge, dass diese Norm ein Recht des Flaggenstaates 
enthält, dass seine Schiffe nicht unter Verstoß gegen diese 
Vorschrift angehalten oder aufgebracht werden. Siehe aber 
Kunig/Uerpmann-Wittzack, Übungen im Völkerrecht, 2. Aufl. 
2006, Fall 8 S. 108 ff. 
20 ITLOS, Urt. v. 1.7.1999 (Saint Vincent and the Grenadines 
v. Guinea – The M/V „SAIGA“ [Nr. 2] Case [Merits]) = 
ITLOS Case Nr. 2, Rn. 97; ITLOS, Urt. v. 4.11.2016 (Pana-
ma v. Italy – The M/V „Norstar“ Case [Preliminary Objec-
tions]) = ITLOS Case Nr. 25, Rn. 270 f.; Wendel, State 
Responsibility for Interferences with the Freedom of Naviga-
tion in Public International Law, 2007, S. 88; a.A. ITLOS, 
The M/V „SAIGA“ (Nr. 2) Case (Fn. 20), Separate Opinion 
of Judge Wolfrum, Rn. 51, der ein Recht sowohl des Flag-
genstaates als auch von Privaten annimmt. Vgl. auch v. 
Arnauld, Klausurenkurs im Völkerrecht, 2. Aufl. 2012, 
Fall 10 Rn. 294; König/Neumann, Jura 2011, 878 (880). 
21 ITLOS, Urt. v. 1.7.1999 (Saint Vincent and the Grenadines 
v. Guinea – The M/V „SAIGA“ [Nr. 2] Case [Merits]) = 
ITLOS Case Nr. 2, Rn. 106; PCA, Urt. v. 14.8.2015 – PCA 
Case Nr. 2014-02 (Netherlands v. Russia – The Arctic Sunri-
se Arbitration [Award on the Merits]), Rn. 171; Vgl. auch 
König/Neumann, Jura 2011, 878 (881), die diese Problematik 
unter dem gesonderten Punkt „Nationality of claims rule“ 
prüfen. 
22 ITLOS, Urt. v. 14.4.2014 (Panama/Guinea-Bissau – The 
M/V „Virginia G“ Case [Merits]) = ITLOS Case Nr. 19, 
Rn. 127; PCA, Urt. v. 14.8.2015 – PCA Case Nr. 2014-02 
(Netherlands v. Russia – The Arctic Sunrise Arbitration [A-

b) Anspruch auf Schadensersatz 
Poseidonien müsste auch im Hinblick auf den geltend ge-
machten Anspruch auf Schadensersatz klagebefugt sein. 
Dieser Anspruch könnte sich aus Art. 110 Abs. 3 SRÜ oder 
Art. 106 SRÜ ergeben. Beide Normen sehen Schadensersatz-
ansprüche bei rechtswidrigen Eingriffen in den Schiffsver-
kehr auf der hohen See vor. Es ist allerdings fraglich, ob Po- 
seidonien auch selbst anspruchsberechtigt ist. Nach dem 
Wortlaut von Art. 110 Abs. 3 SRÜ ist der Schaden nicht dem 
Flaggenstaat, sondern dem Schiff zu ersetzen.23 Art. 106 SRÜ 
spricht demgegenüber ausdrücklich von einer Haftung ge-
genüber dem Flaggenstaat.24 Richtigerweise handelt es sich 
aber auch bei Art. 106 SRÜ um Schadensersatzansprüche der 
Geschädigten,25 die allerdings wie auch die Ansprüche aus 
Art. 110 Abs. 3 SRÜ auf zwischenstaatlicher Ebene und vor 
internationalen Gerichten nur vom Flaggenstaat auf Basis 
seiner eigenen Rechtsverletzung geltend gemacht werden 
können.26 Im Ergebnis ist Poseidonien also auch hinsichtlich 
des geltend gemachten Schadensersatzanspruchs klagebefugt.27 
 

Hinweis: Gute Bearbeiter/-innen sollten anhand der Hin-
weise im Sachverhalt das Problem der Klagebefugnis er-
kennen und vertretbar lösen. Dies kann sowohl im Rah-
men der Zulässigkeit unter dem Punkt „Klagebefugnis“ 
als auch im Rahmen der Begründetheit unter dem Punkt 
„Aktivlegitimation“ oder „Anspruchsberechtigung“ ge-
schehen. 

 
2. Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs („exhausti-
on of local remedies“) 
Poseidonien müsste gem. Art. 295 SRÜ grundsätzlich vor 
Klageerhebung auch das Erfordernis der Erschöpfung des 
innerstaatlichen Rechtswegs des beklagten Staates erfüllt 
haben. Art. 295 SRÜ beschränkt die Klagemöglichkeiten von 
Vertragsstaaten des SRÜ dahingehend, dass eine Streitigkeit 
erst dann einem (Schieds-)Gericht nach Teil XV zur Ent-
                                                                                                         
ward on the Merits]), Rn. 173; König/Neumann, Jura 2011, 
878 (880). 
23 Guilfoyle, in: Proelss (Fn. 15), Art. 110 Rn. 12; Wendel 
(Fn. 20), S. 111. 
24 Vgl. auch die Diskussion zu Art. 111 VIII SRÜ bei 
v. Arnauld (Fn. 20), Rn. 298, bei der ebenfalls von einem 
Anspruch des Schiffes ausgegangen wird. 
25 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 Rn. 7; Guilfoyle, Shipping 
Interdiction and the Law of the Sea, 2009, 325 f.; a.A.  
Wendel (Fn. 20), S. 111 f., der aufgrund des Wortlauts von 
Art. 106 SRÜ hier differenzieren will und einen genuinen 
Anspruch des Flaggenstaates annimmt. 
26 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 Rn. 7; Wolfrum (Fn. 12), 
Rn. 32. Entschädigt der Verletzerstaat die Betroffenen direkt, 
entfällt auch der Schadensersatzanspruch des Flaggenstaates 
trotz der bestehenden Rechtsverletzung mangels eines Scha-
dens. 
27 Dieses Ergebnis entspricht auch dem Ergebnis nach den 
allgemeinen Regeln. Siehe nur ITLOS, Urt. v. 14.4.2014 
(Panama/Guinea-Bissau – The M/V „Virginia G“ Case [Me-
rits]) = ITLOS Case Nr. 19, Rn. 127. 
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scheidung vorgelegt werden darf, wenn zuvor der innerstaat-
liche Rechtsweg des Beklagten Staates „entsprechend den 
Erfordernissen des Völkerrechts“ erschöpft wurde. Art. 295 
SRÜ begründet somit kein eigenes Erfordernis, sondern ver-
weist auf das allgemeine Völkerrecht. Damit ist insbesondere 
das völkergewohnheitsrechtlich anerkannte Erfordernis zur 
Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs gemeint,28 wie 
es z.B. im Fremdenrecht bei der Ausübung diplomatischen 
Schutzes durch den Heimatstaat besteht.29 Zweck dieser Re-
gel ist es, die Souveränität des beklagten Staates dahingehend 
zu respektieren, dass ihm zunächst die Möglichkeit verschafft 
wird, die Streitigkeit durch eigene Mittel zu klären und ggf. 
den Ansprüchen der Betroffenen abzuhelfen.30 

Fraglich ist, ob in der vorliegenden Konstellation, in der 
Poseidonien als Flaggenstaat eigene Ansprüche bzw. eine 
Verletzung eigener Rechte geltend macht,31 nach dem allge-
meinen Völkerrecht überhaupt ein Erfordernis der Erschöp-
fung des innerstaatlichen Rechtswegs gilt. Nach einer in der 
Literatur vertretenen Auffassung ist der innerstaatliche 
Rechtsweg grundsätzlich zu erschöpfen, weil (wie unter A. II. 
1. bereits angemerkt) der Flaggenstaat zumindest auch Rechts-
verletzungen und Ansprüche Privater geltend macht.32 Dies 
wird auch damit begründet, dass Art. 295 SRÜ sonst leer 
liefe, was gegen die Regel verstieße, völkerrechtliche Verträ-
ge so auszulegen, dass allen enthaltenen Vorschriften ein 
Sinn zukommt.33 Demgegenüber ist nach ständiger Recht-
sprechung der seevölkerrechtlichen Gerichtsbarkeit, die vor-
nehmlich den Flaggenstaat in den Blick nimmt, das Erforder-
nis der Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs aus 
Art. 295 SRÜ auf Ansprüche wie die von Poseidonien gel-
tend gemachten nicht anwendbar.34 

                                                             
28 Ferrara, in: Proelss (Fn. 15), Art. 295 Rn. 4 m.w.N. 
29 ICJ, Urt. v. 31.3.2004 – ICJ GL Nr. 128 (Mexico v. USA – 
Avena and Other Mexican Nationals [Questions of Jurisdic-
tion and/or Admissibility]) = ICJ Rep. 2004, 12 Rn. 40; ICJ, 
Urt. v. 21.3.1959 – ICJ GL Nr. 34 (Switzerland v. USA – 
Interhandel [Preliminary objections]) = ICJ Rep. 1959, 6 
(27); Amerasinghe, Diplomatic Protection, 2008, S. 142 ff. 
Auch andere Bereiche des Völkerrechts kennen diese Regel. 
So ist sie z.B. in verschiedenen Menschenrechtsverträgen 
verankert. Siehe Crawford/Grant, in: Wolfrum, Max Planck 
Encyclopedia of International Law, 2007, Rn. 8 f. 
30 Stein/v. Buttlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, 
Rn. 572; ICJ, Urt. v. 21.3.1959 – ICJ GL Nr. 34 (Switzerland 
v. USA – Interhandel [Preliminary objections]) = ICJ Rep. 
1959, 6 (27). 
31 Siehe oben A. II. 1. 
32 Wolfrum (Fn. 20), Rn. 46 ff.; v. Arnauld (Fn. 20), Rn. 298; 
König/Neumann, Jura 2011, 878 (880). 
33 Wolfrum (Fn. 20), Rn. 51; v. Arnauld (Fn. 20), Rn. 298; 
dagegen Wendel (Fn. 20), S. 87 f.  
34 Vgl. ITLOS, Urt. v. 4.12.1997 (Saint Vincent and the Gre-
nadines v. Guinea – The M/V „Saiga“ Case [Prompt Relea-
se]) = ITLOS Case Nr. 1, Rn. 98; ITLOS, Urt. v. 4.11.2016 
(Panama v. Italy – The M/V „Norstar“ Case [Preliminary 
Objections]) = ITLOS Case Nr. 25, Rn. 270 f.; PCA, Urt. v. 
14.8.2015 – PCA Case Nr. 2014-02 (Netherlands v. Russia – 

Die Entscheidung des Streits könnte jedoch dahinstehen, 
wenn das Erfordernis einer Rechtswegerschöpfung aus einem 
anderen Grund entfiele. In Betracht kämen hier das Fehlen 
eines Jurisdiktions-Konnexes zwischen Ahab und der MY 
Paul Watson sowie einer Ausnahme aufgrund der Umstände 
des konkreten Falles. 
 
a) Ausnahme wegen des Fehlens eines Jurisdiktions-
Konnexes zwischen Ahab und der MY Paul Watson 
Damit hier das Erfordernis einer Erschöpfung des innerstaat-
lichen Rechtswegs besteht, müsste ein Jurisdiktions-Konnex 
zwischen Ahab und der MY Paul Watson existieren. Das ist 
der Fall, wenn Ahab tatsächlich Hoheitsgewalt über die MY 
Paul Watson ausüben durfte. Grund für dieses Erfordernis ist, 
dass der Verletzerstaat anderenfalls mangels Hoheitsgewalt 
kein legitimes Interesse daran hat, dass der Streit im Rahmen 
seiner nationalen Gerichtsbarkeit entschieden wird.35 Dies ist 
allerdings eine genuine Frage der Begründetheit, die nicht 
bereits im Rahmen der Zulässigkeit zu klären ist.36 Aus die-
sem Grund fällt hier das Erfordernis einer Erschöpfung des 
innerstaatlichen Rechtswegs nicht bereits wegen des Fehlens 
eines Jurisdiktions-Konnexes zwischen Ahab und der MY 
Paul Watson weg. 
 
b) Ausnahme aufgrund der Umstände des konkreten Falles 
Möglicherweise gilt aber aufgrund der Umstände des konkre-
ten Falles eine Ausnahme vom Erfordernis der Erschöpfung 
des innerstaatlichen Rechtswegs. Es ist für Fälle, in denen die 
staatliche Gerichtsbarkeit sich weigert, über eine Sache zu 
entscheiden oder das Verfahren unzumutbar lang heraus-
zögert, anerkannt, dass auf die Rechtswegerschöpfung ver-
zichtet werden kann.37 Grund hierfür ist, dass es einem Staat 
nicht freistehen kann, einseitig eine Klärung von Schadenser-
satzansprüchen sowohl durch seine nationale als auch durch 
die internationale Gerichtsbarkeit zu verhindern, indem der 
Zugang zu nationalen Gerichten verwehrt wird.38 Die von 
Neptune’s Navy vor der nationalen Gerichtsbarkeit Ahabs 
angestrengte Rechtssache ist noch bei der ersten Instanz an-
hängig. Ahabs Gericht hat angekündigt, dass es sich mit der 
Sache vorläufig wegen Überlastung und wegen der behaupte-
ten niedrigen Priorität des Falles nicht befassen könne und 
daher mit einer Prozessdauer von bis zu 10 Jahren zu rechnen 
sei. Hierbei handelt es sich um eine unzumutbare und ggf. 
sogar bewusste Verzögerung des Verfahrens. Es gilt folglich 

                                                                                                         
The Arctic Sunrise Arbitration [Award on the Merits]), 
Rn. 173. 
35 ITLOS, Urt. v. 1.7.1999 (Saint Vincent and the Grenadines 
v. Guinea – The M/V „SAIGA“ (Nr. 2) Case [Merits]) = 
ITLOS Case Nr. 2, Rn. 100. 
36 ITLOS, Urt. v. 1.7.1999 (Saint Vincent and the Grenadines 
v. Guinea – The M/V „SAIGA“ (Nr. 2) Case [Merits]) = 
ITLOS Case Nr. 2, Rn. 100; v. Arnauld (Fn. 20), Rn. 299. 
37 Amerasinghe (Fn. 29), S. 157 f.; Stein/v. Buttlar/Kotzur 
(Fn. 30), Rn. 572; v. Arnauld, Völkerrecht, 3. Aufl. 2016, 
Rn. 598; Crawford/Grant (Fn. 29), Rn. 13. 
38 Amerasinghe (Fn. 29), S. 157 f. 
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eine Ausnahme vom Erfordernis der Erschöpfung des inner-
staatlichen Rechtswegs. 

Im Ergebnis ist bereits zweifelhaft, ob der innerstaatliche 
Rechtsweg überhaupt erschöpft werden muss. Jedenfalls aber 
wäre selbst im Falle einer Anwendbarkeit der Regel eine 
Ausnahme aufgrund der konkreten Umstände des Falles ge-
geben. 
 
III. Ergebnis 
Eine Klage Poseidoniens gegen Ahab vor einem Schieds-
gericht nach Anlage VII des SRÜ wäre zulässig. 
 
B. Begründetheit 
Eine Klage Poseidoniens wäre auch begründet, wenn die 
geltend gemachten Ansprüche im behaupteten Umfang be-
stehen. 
 
I. Anspruch auf Freigabe der MY Paul Watson und Frei-
lassung ihrer Besatzungsmitglieder 
Poseidonien müsste gegen Ahab einen Anspruch auf Freigabe 
der MY Paul Watson und Freilassung ihrer Besatzungs-
mitglieder haben. Als Anspruchsgrundlage kommt zunächst 
Art. 106 SRÜ in Betracht. Diese Vorschrift betrifft aber aus-
drücklich die Haftung für einen „Verlust oder Schaden“ 
durch ein rechtswidriges Aufbringen, also wohl nur Scha-
densersatz. Ein Anspruch auf Freigabe und Freilassung kann 
sich aber jedenfalls aus den Regeln des allgemeinen Völker-
rechts zur Staatenverantwortlichkeit ergeben (vgl. Art. 304 
SRÜ). In Betracht kommt ein Anspruch auf Wiedergutma-
chung in Form der Wiederherstellung (vgl. Art. 31 Abs. 1, 35 
der Artikel zur Staatenverantwortlichkeit [ASR]).39 Hierzu 
müsste es sich bei dem Aufbringen der MY Paul Watson und 
der Festnahme ihrer Besatzung um völkerrechtswidrige Hand- 
lungen Ahabs handeln. Dies ist der Fall, wenn diese Maß-
nahmen Ahab zurechenbar sind und zudem eine Verletzung 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung darstellt (vgl. Art. 2 
ASR). 
 
1. Zurechenbare Handlung 
Das Aufbringen der MY Paul Watson und die Festnahme 
ihrer Besatzung müssten Ahab zurechenbar sein. Nach den 
allgemeinen Zurechnungsregeln muss sich Ahab Maßnahmen 
seiner Marine und damit auch des ahabischen Kriegsschiffes 
FS Floréal als Verhalten eines Staatsorgans zurechnen lassen 
(vgl. Art. 4 Abs. 1 ASR). 
 
 

                                                             
39 ILC, Responsibility of States for Internationally Wrongful 
Acts, GA Res. 56/83 of 12.12.2001; ITLOS, Urt. v. 1.7.1999 
(Saint Vincent and the Grenadines v. Guinea – The M/V 
„SAIGA“ (Nr. 2) Case [Merits]) = ITLOS Case Nr. 2, Rn. 
170 ff.; v. Arnauld (Fn. 20), Rn. 313. Die ASR sind als solche 
nicht unmittelbar völkerrechtlich verbindlich, kodifizieren 
aber überwiegend Völkergewohnheitsrecht. Vgl. hierzu 
Crawford, in: Wolfrum, Max Planck Encyclopedia of Inter-
national Law, 2006, Rn. 65. 

2. Verletzung einer völkerrechtlichen Verpflichtung 
Weiterhin müsste durch das Aufbringen der MY Paul Watson 
und die Festnahme ihrer Besatzung eine völkerrechtliche 
Verpflichtung verletzt worden sein. In Betracht kommt eine 
Verletzung von Poseidoniens Freiheit der Schifffahrt in der 
hohen See (vgl. Art. 87 Abs. 1 lit. a SRÜ), die von der hie-
raus abgeleiteten ausschließlichen Hoheitsgewalt Poseidoni-
ens als Flaggenstaat der MY Paul Watson (vgl. Art. 92 Abs. 1 
SRÜ) geschützt wird. Der Grundsatz der ausschließlichen 
Hoheitsgewalt des Flaggenstaates besagt, dass nur der Staat, 
unter dessen Flagge ein Schiff fährt, auf hoher See Hoheits-
gewalt über dieses Schiff und die sich an Bord befindlichen 
Personen und Sachen ausüben darf.40 Andere Staaten sind 
dazu verpflichtet, die ausschließliche Hoheitsgewalt – und 
damit auch die Freiheit der Schifffahrt – Poseidoniens zu 
respektieren. 

Die Hoheitsgewalt des Flaggenstaates gilt jedoch nicht 
absolut, sondern ausdrücklich nur „mit Ausnahme der beson-
deren Fälle, die ausdrücklich in internationalen Verträgen 
oder in diesem Übereinkommen vorgesehen sind“ (Art. 92 
Abs. 1 SRÜ). Für die Piraterie finden sich mit dem Recht 
zum Betreten (vgl. Art. 110 Abs. 1 lit. a, Abs. 2 SRÜ) und 
mit dem Recht zum Aufbringen von Piratenschiffen (vgl. 
Art. 105 SRÜ) im SRÜ zwei Ausnahmen vom Grundsatz der 
ausschließlichen Hoheitsgewalt des Flaggenstaates. Art. 110 
Abs. 2 SRÜ erlaubt jedoch nur das Anhalten, Betreten und 
Kontrollieren eines der Piraterie verdächtigen Schiffes, nicht 
aber das Aufbringen desselben nach Bestätigung des Ver-
dachts.41 Dies ergibt sich bereits daraus, dass mit Art. 105 
SRÜ hierfür eine speziellere Rechtsgrundlage vorliegt. Die 
Vorschrift erlaubt ausdrücklich sowohl das Aufbringen von 
Piratenschiffen als auch die Festnahme von sich an Bord 
befindlichen Personen. Ahab kann das Aufbringen der MY 
Paul Watson also auf Art. 105 SRÜ stützen, wenn dessen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
a) Piratenschiff 
Es müsste sich bei der MY Paul Watson um ein Piratenschiff 
im Sinne des Art. 103 SRÜ handeln. Dies ist dann der Fall, 
wenn sie von den Personen, unter deren tatsächlicher Gewalt 
sie steht, zum Zwecke der Piraterie im Sinne des Art. 101 
lit. a SRÜ genutzt wird. 
 
aa) Rechtswidrige Gewalttat 
Hierfür müsste die MY Paul Watson zunächst für eine rechts-
widrige Gewalttat im Sinne des Art. 101 lit. a SRÜ genutzt 
worden sein. Umfasst sind sowohl Gewalt gegen Personen 
als auch Gewalt gegen Sachen.42 Dem Merkmal der „Rechts-
widrigkeit“ kommt demgegenüber keine eigenständige recht-

                                                             
40 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 92 Rn. 8; Wolfrum (Fn. 12), Kap. 4 
Rn. 37, 38; PCIJ, Urt. v. 7.9.1927 (France v. Turkey – The 
Case of the S.S. „Lotus“ [Merits]) = PCIJ Series A Nr. 10, 5 
(25). 
41 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 110 Rn. 11. 
42 Wolfrum (Fn. 40), Rn. 50; Tanaka, The International Law 
of the Sea, 2. Aufl. 2015, S. 379. 
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liche Bedeutung zu.43 Die Besatzung der MY Paul Watson 
setzte „propeller foulers“ ein und beschädigte damit die 
Schiffsschraube der MV Maru Maru. Aufgrund der beschä-
digten Schiffsschraube war die MV Maru Maru vorüber-
gehend manövrierunfähig und mehrfach der Gefahr einer 
Kollision mit Eisbergen ausgesetzt. Von einer rechtswidrigen 
Gewalttat gegen eine Sache, mit der zusätzlichen Folge einer 
Gefahr für Personen, kann daher ausgegangen werden.44 
 
bb) Zu privaten Zwecken 
Des Weiteren müsste die rechtswidrige Gewalttat „privaten 
Zweckenim Sinne des Art. 101 lit. a SRÜ gedient haben. Was 
unter „privaten Zwecken“ zu verstehen ist, ist umstritten. 
Einigkeit besteht jedenfalls dahingehend, dass eine Bereiche-
rungsabsicht nicht erforderlich ist,45 obwohl eine solche his-
torisch regelmäßig das leitende Motiv von Piraterie gewesen 
sein dürfte.46 

Nach einer engen Auffassung sind politische Zwecke wie 
z.B. Umwelt- oder Tierschutz nicht als „private Zwecke“ zu 
verstehen.47 Das Handeln von Neptune’s Navy ist von deren 
persönlichen Vorstellungen von Umweltschutz geleitet. An-
dererseits wird auch durch medienwirksame Aktionen ver-
sucht, für Aufmerksamkeit zu sorgen und für Spenden zu 
werben.48 Angesichts dessen, dass der monetäre Aspekt hin-
ter den umweltpolitischen Motiven zurücktritt, wäre das 
Handeln der Aktivisten von Neptune’s Navy nach der engen 
Auffassung keine Piraterie im Sinne des Art. 101 lit. a SRÜ. 
Nach einer weitergehenden Auffassung handelt es sich bei 
jeglicher Gewaltanwendung, sofern nicht staatlich autorisiert 
oder gesteuert, um ein Verhalten zu privaten Zwecken.49 
Insbesondere seien persönliche, moralische und philosophi-
sche Gründe als private Zwecke im Sinne des Art. 101 SRÜ 
einzustufen.50 Die Aktivitäten von Neptune’s Navy erfolgten 
ohne die Zustimmung oder Steuerung eines Staates und wä-

                                                             
43 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 101 Rn. 5; Churchill, in: Koutra-
kos/Skordas, The Law and Practice of Piracy at Sea: Euro-
pean and International Perspectives, 2014, S. 13. 
44 Vgl. United States Court of Appeals, Ninth Circuit, Institute 
of Cetacean Research v. Sea Shepherd Conservation Society, 
24.5.2013, F.3d 940, 944. 
45 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 101 Rn. 5; Wolfrum (Fn. 40), 
Rn. 49; Dominelli, AUIntLawJl 2014, 41 (46); Honniball, 
AdelLawRw 2015, 279 (287). 
46 Honniball, AdelLawRw 2015, 279 (312); Direk u.a., 
USAK Yearbook of International Politics and Law 2011, 223 
(241). 
47 Shearer, in: Wolfrum, Max Planck Encyclopedia of Inter-
national Law, 2010, Rn. 16 ff.; Wolfrum (Fn. 40), Rn. 51 ff.; 
Rothwell/Stephens, The International Law of the Sea, 2. Aufl. 
2016, S. 171; v. Arnauld (Fn. 37), Rn. 814. 
48 Honniball/Schatz, http://voelkerrechtsblog.org/the-c-stars-
odyssey-and-the-international-law-of-the-sea/ (8.1.2018). 
49 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 101 Rn. 10; Churchill (Fn. 43), 
S. 16; Wolfrum (Fn. 40), Rn. 51. 
50 Institute of Cetacean Research v. Sea Shepherd Conserva-
tion Society, 24.5.2013, F.3d 940, 944. 

ren demzufolge nach dieser Auffassung als Piraterie zu klas-
sifizieren. 

Die beiden Ansätze kommen hier zu verschiedenen Er-
gebnissen, weshalb es einer Entscheidung des Streites bedarf. 
Ausgangspunkt für die Auslegung von Art. 101 lit. a SRÜ 
sind die allgemeinen Vertragsauslegungsregeln (vgl. Art. 31 f. 
WVK). Der Wortlaut „privat“ kann sowohl als Gegensatz zu 
politischen Zwecken als auch als Gegensatz zu staatlichen 
bzw. hoheitlichen Zwecken verstanden werden und lässt 
somit beide Ansichten zu.51 Während sich in der Systematik 
des SRÜ keine Stütze für die eine oder andere Ansicht findet, 
könnte eine teleologische Auslegung die weite Auffassung 
stützen. Die Regelungen zur Piraterie können so verstanden 
werden, dass sie den Sinn und Zweck verfolgen, größtmögli-
che Sicherheit auf hoher See zu gewährleisten.52 Dieses Ziel 
lässt sich am effektivsten dadurch verfolgen, dass jegliche 
nicht staatlich autorisierte Gewalttat auf hoher See ein Recht 
aller Staaten zum Aufbringen, Verhaften und Betreten zur 
Folge hat. Würde man private Zwecke jedoch eng auslegen, 
wären politisch motivierte Gewalttaten, welche die Sicherheit 
auf hoher See in gleichem Maße wie nicht politisch motivier-
te Gewalttaten bedrohen, lediglich im engen Rahmen der 
Selbstverteidigung bzw. Nothilfe bekämpfbar, soweit nicht 
andere völkerrechtliche Verträge weitergehende Regelungen 
treffen. Es sprechen auch Erwägungen der Rechtssicherheit 
für die weitere Auffassung, da in aller Regel die Motive von 
Gewaltanwendern auf hoher See ex ante äußerlich nicht er-
kennbar sind.53 

Zieht man die Entstehungsgeschichte von Art. 101 SRÜ 
im Wege der ergänzenden Auslegung heran (vgl. Art. 32 
WVK), wird diese teleologische Auslegung bestätigt. Das 
Kriterium „zu privaten Zwecken“ findet sich schon in Doku-
menten des Völkerbundes.54 Seitdem zieht sich dieser Begriff 
durch alle Definitions- und Kodifizierungsversuche55 bis hin 
zur Vorschrift des Art. 15 des Genfer Übereinkommens über 
die Hohe See,56 die als Vorlage für Art. 101 SRÜ diente.57 
Aus den genannten Dokumenten lässt sich entnehmen, dass 
es historisch nicht der Sinn des Kriteriums „private Zwecke“ 
war, jegliches politisch motivierte Verhalten auszuschließen. 
Vielmehr sollte lediglich für die konkreten innenpolitischen 

                                                             
51 Honniball, AdelLawRw 2015, 279 (288); Heintschel v. 
Heinegg, in: Ipsen, Völkerrecht, 6. Aufl. 2014, § 46 Rn. 13. 
52 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 100 Rn. 1 ff., Art. 101 Rn. 2. 
53 Bezogen auf Terrorismus siehe Churchill (Fn. 43), S. 17. 
54 League of Nations Committee of Experts for the Progressi-
ve Codification of International Law: Questionnaire Nr. 6: 
Piracy, AJIL 20, Nr. 3 Suppl. (1926). 
55 Harvard Law School, Draft Convention on Piracy (1932), 
26 AJIL Supp 739.; ILC, Report of the International Law 
Commission: Commentaries to the Articles Concerning the 
Law of the Sea, UN Doc. A/3159 (1956), GAOR 11th Sess. 
Suppl. 9, 12. 
56 450 UNTS 11. 
57 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 101 Rn. 4; Honniball, AdelLawRw 
2015, 279 (295). 
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Fälle eines Bürgerkriegs oder einer Rebellion eine Ausnahme 
gelten.58 

Eine Betrachtung der relevanten Staatenpraxis (vgl. 
Art. 31 Abs. 3 lit. b, 32 WVK) zeigt zudem, dass sich der 
weiten Ansicht inzwischen auch einige staatliche Gerichte 
angeschlossen haben. Sowohl Gerichte in den USA59 als auch 
der belgische Kassationshof60 sahen jeweils in umweltpoli-
tisch motivierten Aktionen von Greenpeace und Sea Shep- 
herd Conservation Society Gewalttaten zu privaten Zwecken. 
Weiter ist anzumerken, dass auch andere Staaten wie z.B. 
Japan Umweltaktivisten regelmäßig der Piraterie beschuldi-
gen und ihnen mit strafrechtlicher Verfolgung drohen.61 Zwar 
kam es außer in den genannten Fällen trotz der Drohungen 
soweit ersichtlich nie zu Verurteilungen. Das kann jedoch 
auch auf politische Erwägungen zurückgeführt werden, so-
dass nicht zwingend auf einen Mangel an Rechtsüberzeugung 
zu schließen ist.62 

Aus didaktischen Gründen wird der vorliegenden Falllö-
sung ein weites Verständnis von „privaten Zwecken“ zugrun-
de gelegt. Das Verhalten von Neptune’s Navy kann somit als 
Gewalttat zu privaten Zwecken klassifiziert werden (a.A. sehr 
gut vertretbar). 
 

Hinweis: Selbst von sehr guten Bearbeitern/-innen können 
hier keine Detailkenntnisse über die Entstehungsgeschich-
te von Art. 101 SRÜ und die relevante Staatenpraxis er-
wartet werden. Innerhalb des Erwartungshorizonts liegt 
aber eine Auseinandersetzung mit dem Wortlaut und dem 
Telos der Vorschrift. 

 
cc) Begehung durch die Besatzung eines privaten Schiffes 
Gem. Art. 101 lit. a Nr. i SRÜ müsste die in Rede stehende 
Gewalttat von der Besatzung eines privaten Schiffes began-
gen worden sein. Hier haben Besatzungsmitglieder der MY 
Paul Watson gehandelt. Diese steht im Eigentum der NGO 
Neptune’s Navy und ist damit ein privates Schiff. Folglich 
hat hier die Besatzung eines privaten Schiffes gehandelt. 
 
dd) Gegen ein anderes Schiff 
Die rechtswidrige Gewalttat richtete sich zudem gegen die 
MV Maru Maru und damit gegen ein anderes Schiff im Sinne 
des Art. 101 lit. a Nr. i SRÜ. 
 
                                                             
58 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 101 Rn. 7; Halberstam, AJIL 1988, 
269 (290). 
59 Institute of Cetacean Research v. Sea Shepherd Conserva-
tion Society, 24.5.2013, F.3d 940, 943 f. Die Revision von 
Sea Shepherd Conservation Society gegen diese Entschei-
dung wurde nicht vom U.S. Supreme Court zugelassen. Siehe 
Supreme Court of the United States, Institute of Cetacean 
Research v. Sea Shepherd Conservation Society, Denial of 
Certiorari, 135 S.Ct. 2816. 
60 Court of Cassation, Castle John and Nederlandse Stichting 
Sirius v. NV Mabeco and NV Parfin, 19.12.1986, ILR 1988, 
537. 
61 Dominelli, AUIntLawJl 2014, 41 (49). 
62 Honniball, AdelLawRw 2015, 279 (298). 

ee) Auf der hohen See (Art. 101 lit. a Nr. i SRÜ) 
Die Gewalttat müsste zudem auf hoher See begangen worden 
sein. Die MY Paul Watson und die MV Maru Maru befanden 
sich zur Zeit des Angriffes auf hoher See (vgl. Art. 86 SRÜ), 
weshalb auch diese Voraussetzung erfüllt ist. 
 
ff) Zwischenergebnis 
Im Ergebnis handelt es sich bei der MY Paul Watson um ein 
Piratenschiff (a.A. sehr gut vertretbar). 
 
b) Berechtigung zum Aufbringen 
Um das Recht eines jeden Staates aus Art. 105 SRÜ, das 
Piratenschiff MY Paul Watson aufzubringen, ausüben zu 
dürfen, müsste es sich gem. Art. 107 SRÜ bei der FS Floréal 
um ein Kriegsschiff (vgl. Art. 29 SRÜ) oder anderes staatli-
ches Schiff mit entsprechender Autorisierung gehandelt ha-
ben. Als Kriegsschiff der ahabischen Marine erfüllt die FS 
Floréal diese Voraussetzung. 
 
c) Zwischenergebnis 
Folglich kann sich A auf Art. 105 SRÜ als Ausnahme des 
vom Grundsatz der ausschließlichen Hoheitsgewalt des Flag-
genstaates berufen. Somit hat Ahab Poseidonien weder in 
seiner Freiheit der Schifffahrt aus Art. 87 Abs. 1 lit. a SRÜ 
noch in seiner Flaggenhoheit aus Art. 92 Abs. 1 SRÜ ver-
letzt. Mangels einer Verletzung einer völkerrechtlichen Ver-
pflichtung durch Ahab scheidet ein Anspruch Poseidoniens 
auf Freigabe der MY Paul Watson und Freilassung der Besat-
zung (vgl. Art. 31 Abs. 1, 35 ASR) aus (a.A. sehr gut vertret-
bar). 
 
II. Anspruch auf Schadensersatz für die Schäden an der 
MY Paul Watson 
Poseidonien könnte gegen Ahab einen Anspruch auf Ersatz 
der Schäden an der MY Paul Watson haben. Als Anspruchs-
grundlagen kämen Art. 106 SRÜ und Art. 110 Abs. 3 SRÜ in 
Betracht. Art. 106 SRÜ gewährt einen Anspruch auf Ersatz 
des durch das Aufbringen eines Schiffes entstandenen Ver-
lustes oder Schadens, wenn dies wegen eines Verdachts auf 
Piraterie ohne hinreichenden Grund erfolgte. Daneben ge-
währt Art. 110 Abs. 3 SRÜ einen Anspruch auf Ersatz von 
Schäden, die beim Anhalten, Betreten und Überprüfen eines 
Schiffes entstanden sind, wenn sich der Verdacht der Pirate-
rie als unbegründet erweist. Es bietet sich an, Art. 106 SRÜ 
gemeinsam mit Art. 110 Abs. 3 SRÜ zu lesen, da das Anhal-
ten und Betreten eines mutmaßlichen Piratenschiffes ein 
notwendiger Zwischenschritt des Aufbringens ist.63 Die Vo-
raussetzungen für den Anspruch auf Schadensersatz sind 
letztlich identisch.64 Erforderlich ist demnach, dass Poseido-
nien anspruchsberechtigt ist und Ahab durch ein unrechtsmä-

                                                             
63 Diese Auslegung wird trotz des unterschiedlichen Wort-
lauts von der Entstehungsgeschichte der beiden Vorschriften 
gestützt. Siehe Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 Rn. 5 f. 
64 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 Rn. 5 f.; a.A. Wendel (Fn. 20), 
S. 118. 
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ßiges Anhalten, Betreten und Aufbringen der MY Paul 
Watson kausal einen Schaden herbeigeführt hat. 
 

Hinweis: Die Art. 110 Abs. 3, 106 SRÜ weichen nicht 
oder jedenfalls nicht wesentlich von den völkergewohn-
heitsrechtlichen Regeln zur Staatenverantwortlichkeit 
ab,65 weshalb es sich im Ergebnis kaum auf die Lösung 
der Klausur auswirkt, wenn der Anspruch stattdessen auf 
die gewohnheitsrechtliche, in Art. 31 Abs. 1, 36 ASR ko-
difizierte Regel gestützt wird (vgl. auch Art. 304 SRÜ).66 

 
1. Anspruchsberechtigung 
Poseidonien ist zur Geltendmachung des Schadensersatzan-
spruches berechtigt.67 
 
2. Durch das Anhalten, Betreten und Aufbringen kausal her-
beigeführter Schaden 
Durch das Anhalten, Betreten und Aufbringen der MY Paul 
Watson kam es zu einer Kollision mit der FS Floréal, bei der 
der MY Paul Watson ein Schaden von 1.000.000 € entstand. 
 
3. Unrechtmäßiges Anhalten, Betreten und Aufbringen 
Das Anhalten, Betreten (und ggf. Aufbringen) der MY Paul 
Watson müsste nach Art. 110 Abs. 3 SRÜ „unbegründet“ 
gewesen bzw. nach Art. 106 SRÜ „ohne hinreichenden 
Grund“ erfolgt sein. Beide Voraussetzungen werden im SRÜ 
nicht genauer definiert. Fest steht, dass es sich bei Art. 106, 
110 Abs. 3 SRÜ um Fälle einer sog. „strict liability“ handelt, 
also einer Haftung, die kein Verschulden voraussetzt.68 Es 
bietet sich auch hier eine gemeinsame Auslegung der Vor-
schriften an. Der detailliertere Art. 110 Abs. 3 SRÜ nimmt 
eine ex post-Perspektive ein und fragt danach, ob sich der 
Verdacht im Nachhinein als unbegründet erweist. Für das 
spätere Aufbringen eines Piratenschiffes nach (angenomme-
ner) Bestätigung des Verdachtes muss dies erst Recht gelten. 
Bei der aufgebrachten MY Paul Watson handelt es sich um 
ein Piratenschiff im Sinne des Art. 103 SRÜ, das mithin auch 
im Sinne des Art. 110 Abs. 1 lit. a i.V.m. 101 lit. a SRÜ Pira-
terie betreibt. Der Verdacht erwies sich folglich als begründet 
(a.A. sehr gut vertretbar). Zudem wurden die Maßnahmen 
von der FS Floréal, einem Kriegsschiff im Sinne des Art. 110 
Abs. 1, 107 SRÜ durchgeführt, so dass auch insoweit kein 
Fehler ersichtlich ist. 

Ein Schadensersatzanspruch Poseidoniens gegen Ahab 
scheidet somit aus (a.A. sehr gut vertretbar). 
 

                                                             
65 Tams, in: Proelss (Fn. 15), Art. 304 Rn. 15, allerdings mit 
Hinweis auf Art. 111 VIII SRÜ. 
66 Siehe hierzu auch den Rückgriff auf die allgemeinen Re-
geln in PCA, The Arctic Sunrise Arbitration (Fn. 14), 
Rn. 376. 
67 Siehe oben A. II. 1. 
68 Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 Rn. 5; Wendel (Fn. 20), S. 113, 
mit Hinweis auf den Zweck der Norm, missbräuchlichen Ein- 
griffen in den Schiffsverkehr vorzubeugen. 

Hinweis: Wer oben eine Klassifizierung der MY Paul 
Watson als Piratenschiff abgelehnt hat, muss sich hier 
noch mit der Frage auseinandersetzen, ob das Schiff nicht 
dennoch eine den Verdacht rechtfertigende Handlung im 
Sinne des Art. 110 Abs. 3 SRÜ begangen hat. Ist dies der 
Fall, entfällt der Anspruch auf Schadensersatz vollstän-
dig.69 Der Maßstab für eine den Verdacht rechtfertigende 
Handlung ist nicht klar definiert. Angesichts der Tatsache, 
dass jedenfalls eine rechtswidrige Gewalttat vorlag und 
über die genaue Einstufung des Motivs von Neptune’s 
Navy keine absolute Sicherheit herrschen konnte, liegt die 
Bejahung eines solchen „Mitverschuldens“ nahe.70 Folg-
lich stünde der MY Paul Watson (und damit auch Posei-
donien) trotz unrechtmäßigem Aufbringens wegen Pirate-
rie kein Anspruch auf Schadensersatz zu (a.A. sehr gut 
vertretbar). 

 
III. Zwischenergebnis 
Die von Poseidonien geltend gemachten Ansprüche bestehen 
nicht. Eine Klage wäre somit unbegründet (a.A. sehr gut 
vertretbar). 
 
C. Ergebnis 
Eine Klage Poseidoniens vor einem Schiedsgericht nach 
Anlage VII des SRÜ wäre zulässig, aber unbegründet und 
hätte damit keine Aussicht auf Erfolg (a.A. sehr gut vertret-
bar). 

                                                             
69 Grund hierfür scheint zu sein, dass mangels eines Ver-
schuldenserfordernisses auf Seiten des Flaggenstaates auch 
kein bloßes „Mitverschulden“ des verdächtigten Schiffes mit 
einer Abstufung des Schadensersatzes möglich ist, wie es 
etwa nach den allgemeinen Regeln zur Staatenverantwort-
lichkeit der Fall ist. Vgl. Art. 39 ASR. Ob diese undifferen-
zierte Rechtsfolge zukünftig von der internationalen Ge-
richtsbarkeit umgesetzt wird, bleibt abzuwarten. 
70 In diese Richtung wohl auch Guilfoyle (Fn. 23), Art. 106 
Rn. 6 mit Hinweis auf den Fall Supreme Court of the United 
States, 24 U.S. 11 Wheat. 1 1 (1826), in dem ein Schiff in 
irrtümlicher Selbstverteidigung auf ein US-amerikanisches 
Kriegsschiff gefeuert hatte und dem in der Folge der Scha-
densersatz verweigert wurde. 


